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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.03.1996 

Geschäftszahl 

96/07/0057 

Rechtssatz 

Die Verständigung des Fischereirevierausschusses soll diesen in die Lage versetzen, die für die Wahrung der 
Interessen der Fischerei erheblichen Gesichtspunkte zur Sprache zu bringen. Dem einzelnen 
Fischereiberechtigten steht aber kein Anspruch darauf zu, daß der Fischereirevierausschuß dem Verfahren 
zugezogen wird, und das Unterbleiben dieser Zuziehung berührt Rechte des einzelnen Fischereiberechtigten 
nicht; dieser ist nämlich durch die Einräumung der Parteistellung selbst in die Lage versetzt, seine eigenen 
Interessen zu vertreten. 


